
Der Fall Lischka und die Symbolpolitik 

Symbol- und Signalpolitik 

Die Aufarbeitung der NS-Zeit in Deutschland war und ist ein Prozess, der immer wieder auf 

Kritik und Unverständnis stößt. Besonders verspätete Gerichtsprozesse gegen mittlerweile 

hochbetagte Täter*innen, die häufig mit erstaunlich milden Urteilen einhergingen, sorgen für 

gesellschaftliche Kontroversen (vgl. Widenka, W. 2024, S. 2).  

Es fallen Fragen wie: “Kann so ein Urteil den Opfern und deren Nachkommen Genugtuung 

verschaffen?" Ist das wirklich gerecht dafür, was NS-Verbrecher*innen Monströses getan 

haben? "Es ändert ja eh nichts mehr…”  

In der öffentlichen Debatte wird hier oft von Symbolpolitik gesprochen – einem Begriff, der 

in diesem Zusammenhang klar negativ konnotiert ist. Symbolpolitik wird dabei als ein 

Werkzeug wahrgenommen, das weniger auf tatsächliche Veränderungen als vielmehr auf den 

Anschein von Aktivität abzielt, um den Schein zu wahren ‘man kümmere sich’. Auch andere 

Beispiele, wie rein symbolische Klimaziele ohne konkrete Umsetzung, Entschuldigungen 

ohne weiterführende Konsequenzen oder oberflächliche Gesten wie die Umbenennung von 

Straßen, stehen oft in der Kritik, da sie grundlegende Probleme nicht lösen (vgl. Gujer, E. 

2022). Es wird darauf folgend auf ‘die fadenscheinigen Politiker*innen` und ihre 

Symbolpolitik geschimpft.  

Dabei gehören symbolische Gesten in anderen Kontexten zu den stärksten Waffen, die 

unterdrückte Personen haben, um gegen ein tyrannisches System aufzubegehren, ohne selbst 

zur Gewalt zu greifen. So haben zum Beispiel zahlreiche Frauen im Iran symbolisch ihr 

Kopftuch abgelegt oder sich öffentlich die Haare abgeschnitten, um gegen die strengen 

Kleidervorschriften und die patriarchalen Normen des Regimes zu protestieren (vgl. Dorn, T., 

2023). Diese mutigen Akte des Widerstands sind besonders bemerkenswert, da sie das Risiko 

von Inhaftierungen und Gewalt durch die Sicherheitskräfte in Kauf nehmen. Indem diese 

Aktionen ‘Gefühlssache’ sind, üben sie auf verschiedenste Adressaten Wirkung aus: Sie 

geben ihren eigenen Anhängern Kraft, mobilisieren Verbündete und können Gegnern die 

Stirn bieten.  

Man muss schon Zyniker*in sein, um diesen symbolischen Widerstand als ‘reine 

Symbolpolitik’ zu beschimpfen, da er in einem solchen Kontext mit großem persönlichen 
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Mut und dem Risiko schwerer Konsequenzen verbunden ist. Also, was ist Symbolpolitik per 

Definition jetzt wirklich? 

Symbolpolitik bezeichnet politische Maßnahmen oder Handlungen, die primär darauf 

abzielen, Aufmerksamkeit zu erzeugen, Emotionen anzusprechen oder eine moralische 

Haltung zu demonstrieren, ohne dass diese zwangsläufig mit substanziellen Veränderungen 

verbunden sind (vgl. Schubert, K. Klein, M. 2020). Sie erfüllt in der Gesellschaft eine 

ambivalente Rolle: Einerseits kann sie Themen sichtbar machen und Debatten anstoßen, 

andererseits wird sie oft als ‘Aktionismus’ kritisiert, der tiefgreifenden Wandel verhindert. 

Beispiele sind öffentliche Entschuldigungen für historisches Unrecht, die Einführung 

geschlechtergerechter Sprache oder die Beleuchtung öffentlicher Gebäude in bestimmten 

Farben, etwa im Zuge gesellschaftlicher Bewegungen (vgl. Jessen, J. 2006).  

Doch so einfach diese Definition jetzt anmutet, so doppeldeutig ist sie in ihrer Anwendung. 

Eine Art unscheinbare Unterkategorie bildet nämlich noch die Signalpolitik, die ebenfalls 

Botschaften und Werte transportiert und deshalb oft der groben Definition der symbolischen 

Politik zum Opfer fällt. Dabei unterscheidet sie sich maßgeblich durch ihre strategische 

Zielsetzung und die Verbindung mit tatsächlichen Maßnahmen. Signalpolitik zielt darauf ab, 

konkrete Veränderungen anzustoßen oder politische Absichten deutlich zu machen (vgl. 

Posner, E. A. ,1998). So kann Klimapolitik neben ‘rein symbolischem Greenwashing’ eben 

auch durch die gesetzliche Verankerung von Klimazielen, die durch verbindliche Maßnahmen 

ergänzt werden, signalpolitisch sein - wenn denn der kritische Bürger diese Facetten 

politischer Ausdrucksformen kennen und erkennen könnte. Denn die klare Differenz zur 

Symbolpolitik liegt in der praktischen Wirksamkeit und dem langfristigen Ansatz, sie ist 

positiv(er) konnotiert, jedoch oft unbekannt. 

 

Transfer zum Fall Lischka 

Vor diesem Hintergrund macht es Sinn, sich eben genau einen solchen Prozess bzw. 

Gerichtsfall genauer anzusehen. Der Kölner Lischka-Prozess von Oktober 1979 bis Februar 

1980. Am 23. Oktober 1979 begann vor dem Landgericht Köln der Prozess gegen Kurt 

Werner Lischka, Herbert-Martin Hagen und Ernst Heinrichsohn. Als ehemalige Angehörige 

des Reichssicherheitshauptamtes waren sie während der deutschen Besatzung in Frankreich 

(1940–1944) für die Deportation von über 76.000 französischen Juden in Konzentrationslager 



verantwortlich. Begleitet von Protesten Überlebender und Nachfahren endete das Verfahren 

am 23. Februar 1980 mit Urteilen wegen Beihilfe zum Mord: zwölf, zehn und sechs Jahre 

Haft. 

Auch in diesem Prozess war die mediale Kontroverse groß. Im Mittelpunkt der Kritik stand 

insbesondere der Vorwurf, dass die Gerichtsverfahren gegen NS-Täter in Deutschland viel zu 

spät eingeleitet wurden und sowohl Staat als auch Politik es lange versäumt hätten, sich mit 

dieser Thematik angemessen auseinanderzusetzen. Dies spiegelte sich deutlich in der 

Berichterstattung wider. So schrieb die Allgemeine Jüdische Wochenzeitung:  

“Es ist keine Frage, daß dieser Prozeß Jahrzehnte zu spät stattfindet. Es kann auch nicht 

bestritten werden, wie sehr sich bis hinein in den Bundestag Leute darum bemüht haben, das 

Zustandekommen solcher Verfahren zu vereiteln” (1979).  

In diesem Zitat kommt die scharfe Kritik an der verspäteten juristischen Aufarbeitung der 

NS-Verbrechen zum Ausdruck. Dennoch wurde der Prozess nicht ausschließlich negativ 

bewertet. Im weiteren Verlauf des Artikels wurde die Bedeutung der späten, aber dennoch 

stattfindenden Aufarbeitung betont:  

“Dennoch [muss] jeder Versuch der Justiz in der Bundesrepublik, doch noch ihren Beitrag 

zur Aufarbeitung der deutschen Vergangenheit zu leisten, uneingeschränkt begrüßt werden. 

Dies gilt selbst dann, wenn dieser Schritt quälend spät getan wird” (Allgemeine Jüdische 

Wochenzeitung, 1979).  

Dieses ambivalente Urteil verdeutlicht, dass trotz berechtigter Kritik an der Verspätung der 

Verfahren die symbolische und gesellschaftliche Bedeutung solcher Prozesse anerkannt 

wurde. 

Resonanz aus dem Ausland - Wie wird der Prozess dargestellt? 

Ebenfalls hat der Lischka Prozess im Ausland für Aufsehen gesorgt. Es wird beispielsweise 

in den Niederlanden, Belgien und auch in Frankreich über diesen Prozess berichtet. Hier 

könnte der Lischka-Prozess beispielsweise als Anstoß für weitere Prozesse, auch im Ausland, 

gegen NS-Täter gesehen werden. Dies müsste durch weitere Recherche, besonders bezüglich 

des historischen Kontext, der genauen Zeitabstände der Prozesse geprüft werden. Aus 

Belgien wird die Eröffnung des Prozesses in einem Zeitungsartikel beispielsweise als 

“beschämend” (Jürgen Wessalowski, 1979) dargestellt. Fraglich ist hier, was genauer untere 



beschämend gemeint wird. Die verspätete Einleitung? Der Prozess an sich? Lischka selbst? 

Außerdem wurde herausgestellt, dass der Prozess Lischka ohne die intensive 

Aufmerksamkeit des Auslandes in der Öffentlichkeit nicht beachtet worden würde: “Dieser 

Prozess würde überhaupt nicht stattfinden, hätte es nicht die Aktivitäten und Bemühungen 

aus dem Ausland gegeben” (Peter Finkelgruen, Gertrud Seehaus, 1979).  

Eine besondere Bedeutung kam dem Aktivismus aus Frankreich zu, der den Lischka-Prozess 

maßgeblich prägte und internationales Interesse hervorrief. Ein eindrucksvolles Beispiel 

hierfür ist die stille Demonstration französischer Aktivistinnen in Köln, über die die 

Kölnische Rundschau am 1. Februar 1980 berichtete. Unter der Überschrift “Franzosen zogen 

schweigend durch Köln” beschrieb der Artikel die Präsenz der Aktivistinnen, die durch ihren 

friedlichen Protest ein starkes Signal setzten. Dieser Akt des Widerstands verdeutlichte nicht 

nur die Solidarität mit den Opfern, sondern unterstrich auch das Engagement Frankreichs, die 

Aufarbeitung der NS-Verbrechen voranzutreiben. Die mediale Aufmerksamkeit, die diese 

Aktion erregte, zeigte, wie wichtig das internationale Interesse für die öffentliche 

Wahrnehmung des Prozesses war. Es wird betont, dass ohne die Unterstützung und 

Bemühungen aus dem Ausland der Lischka-Prozess vermutlich weniger Beachtung gefunden 

hätte (vgl. Birkner, F., Kölnische Rundschau, 1980). 

Mediale Darstellung 

Die mediale Darstellung von Klaus Barbie Lischka im Kölner Prozess war vielschichtig und 

stark von emotionalen Zuschreibungen geprägt. In der Berichterstattung wurde Lischka 

vielfach als Symbol eines skrupellosen NS-Täters dargestellt, der für die Grausamkeiten des 

Regimes exemplarisch stand. Der Kölner Stadt-Anzeiger beschrieb die Angeklagten bereits 

zum Prozessauftakt als "Terroristen" (24. Oktober 1979), während Beobachter im 

Gerichtssaal lautstark Begriffe wie "Kriminelle, Verbrecher, Massenmörder" riefen 

(Kölnische Rundschau, 24. Oktober 1979). 

In der Presse wurde Lischka als ehemaliger SS-Obersturmbannführer und Chef der 

Sicherheitspolizei in Paris eingeführt, was ihn zu einer symbolischen Figur für die 

bürokratische Durchführung des Terrors machte. Die Kölnische Rundschau beschrieb ihn als 

"den langen hageren Mann, der wie ein gehetztes Wild wirkt, als er den Verhandlungssaal des 

Kölner Landgerichts betritt" (24. Oktober 1979). Diese Beschreibung verdeutlicht sowohl 

seine körperliche Erscheinung als auch die Belastung, die das öffentliche Interesse und die 



Anklagen auf ihn ausübten. Gleichzeitig wurde Lischkas Schweigen im Prozess zum 

zentralen Thema. Er verweigerte konsequent jede Aussage zu den Mordanklagen, weshalb 

die Presse ihn als "den Schweiger Lischka" bezeichnete (Kölnische Rundschau, 15. 

November 1979). Dieses Verhalten verstärkte das Bild eines Angeklagten, der sich nicht mit 

seinen Taten auseinandersetzen wollte. Ein Artikel kommentierte: "Seit Tagen schon sind die 

Angeklagten im Kölner NS-Prozess stumm wie Fische im Wasser" (Kölnische Rundschau, 

15. November 1979). Für die jüdischen Protestierenden vor dem Gerichtssaal war Lischka ein 

Synonym für Mord und ungesühnte Verbrechen. Sie brachten ihre Perspektive mit 

Transparenten und öffentlichen Demonstrationen zum Ausdruck, wodurch Lischka nicht nur 

zum Angeklagten, sondern zu einem Symbol des ungelösten Konflikts mit der 

NS-Vergangenheit wurde.  

Urteilsbegründung des Richters Faßbender  

Um noch mehr Klarheit im Zusammenhang mit der Symbol- und Signalpolitik im Bezug zum 

Fall Lischka zu erlangen, ist es ebenfalls sinnvoll, das Urteil des Prozesses genauer 

anzuschauen. Hier liegt beispielsweise ein Auszug aus der mündlichen Urteilsbegründung 

des Richters Faßbender zum Angeklagten Heinrichsohn vor (Spiegel, 1980). Worum geht es 

in der Urteilsbegründung?  

Im Vorfeld wurde von Kritikern bemängelt, dass die Kammer kein rechtsstaatliches Verfahren 

gewährleiste und der Angeklagte Heinrichsohn aufgrund seiner politischen Stellung als 

CSU-Bürgermeisters als “Prügelknabe” (Spiegel, 1980) dargestellt werde. Richter Faßbender 

wies dies entschieden zurück und verteidigte die Rechtsstaatlichkeit des Prozesses. Das Urteil 

wird durch den Richter selbst genauer begründet, dies wird im Folgenden zusammengefasst. 

Das Strafmaß Heinrichsohns wird durch seine Funktion als untergeordneter Täter sowie 

seinen Verlust der eigenen politischen Karriere als Politiker gemildert. Allerdings wird ihm 

fehlende Reue und Einsicht, besonders im Hinblick auf die Deportation von vielen jüdischen 

Kindern vorgeworfen (Spiegel, 1980).  

Deutlich wird, dass auch Heinrichsohn sich zu vielen Verbrechen, die er begangen hat, nicht 

konkret geäußert habe. Dies wird besonders durch das Zitat des Richters klar: “Aber hätte 

denn nicht hier in diesen Sälen von Ihnen eine klare, eindeutige Erklärung kommen können, 

die wir ständig erwartet haben, um die wir Sie nahezu angefleht haben?" (Spiegel, 1980).  

Im weiteren Verlauf der Urteilsbegründung geht Faßbender auf die moralischen 

Auswirkungen des Urteils ein. Der Richter betonte die Notwendigkeit solcher Verfahren, um 



das Leid der Opfer zu würdigen und sicherzustellen, dass sich Verbrechen wie die 

Deportationen nicht wiederholen. Dennoch wird deutlich, dass solche Taten nicht durch eine 

Verurteilung aufgewogen werden können, aber diese für eine allgemeine Abschreckung 

sorgen. So Faßbender: “Sühne? Die Strafe kann nie ein Äquivalent für die Schwere der 

Rechtsverletzung sein. Es ist daher auch müßig, die Zahl der Getöteten mit der Dauer der 

Freiheitsstrafe aufzurechnen. Die allgemeine Abschreckung spielt jedoch eine Rolle” 

(Spiegel, 1980).  

Des Weiteren wird die menschliche Dimension des Verfahrens durch Faßbender 

angesprochen. Das Verfahren stellte die Richter vor die Herausforderung, emotionalen 

Abstand zu Tätern zu wahren, die äußerlich den eigenen Eltern ähnelten. Dies verdeutlicht, 

wie leicht Menschen auch heute ähnliche Verbrechen begehen könnten. Daher sei das 

Verfahren von großer Bedeutung, denn diese Verbrechen dürfen sich nicht wiederholen: “weil 

das, was damals geschehen ist, nicht noch einmal geschehen darf: nicht mit Juden, nicht mit 

Arabern, nicht mit anderen Völkerschaften” (Spiegel 1980). Hier wird besonders der 

gesellschaftliche und moralische Aspekt des Urteils deutlich, denn zukünftige Generationen 

dürfen die Geschichte nicht wiederholen und tragen dafür Verantwortung. 

 

Zusammenfassung 

Die Verurteilung von NS-Tätern in Deutschland verdeutlicht eine historische Verantwortung 

für die Deportation zahlreicher jüdischer Menschen. Dieses Ziel geht über eine rein 

symbolische Funktion hinaus. Richter Faßbender betonte in seiner Urteilsbegründung, dass 

die Justiz unabhängig bleiben müsse und erklärte: „Die Kammer [habe] sich insoweit von 

dem, was sich außerhalb des Sitzungssaales abgespielt hat, nicht hat beeinträchtigen lassen“ 

(DER SPIEGEL, 1980). Somit diene das Urteil primär der (juristischen!) Gerechtigkeit und 

nicht der Symbolpolitik. Interessant wäre auch, über eine mögliche Trennung von 

Symbolpolitik nachzudenken: Wäre es nicht sinnvoll, die Justiz, genauer das Gericht als 

unabhängig zu betrachten? Und somit vielleicht eher den deutschen Staat, die Politik mit dem 

Vorwurf der symbolischen Politik zu verbinden?  

Dennoch bleibt kritisch zu hinterfragen, warum Deutschland erst Jahrzehnte nach den 

Verbrechen mit der Verurteilung von NS-Tätern begann. Schubert und Klein (2020) 

definieren Symbolpolitik als ein Mittel, „um über fehlendes politisches Handeln 

hinwegtäuschen." Dies wirft die Frage auf, ob die späte juristische Aufarbeitung von 



NS-Verbrechen mit einem Mangel an politischem Handlungswillen in der Nachkriegszeit 

zusammenhängt. Warum hat sich Deutschland erst so spät mit den Verbrechen 

auseinandergesetzt? Um diese Frage genauer zu beantworten, bedarf es allerdings größerer 

Forschungen und Aufarbeitungen, die in diesem Rahmen nicht vollzogen werden können.  
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